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Juhalt: Geſetz, betreffend die Verjährungsfriften bei öffentlichen Abgaben in den Provinzen Schleswig⸗Holſtein, 
Hannover und Heſſen⸗Naſſau, S. 297. — Geſetz, betreffend die unentgeltliche Uebereignung eines 
Abſchnittes vom großen Thiergarten in Berlin an das Reich, S. 298. — Geſetz, betreffend die 
Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten, S. 298. — Allerhöͤchſter 
Erlaß, betreffend Einſetzung einer Königlichen Direktion für die Verwaltung des durch das Geſetz vom 
13. Mai d. J. auf den Staat übergehenden Berlin- Anhaltiſchen Eiſenbahnunternehmens, S. 304. 


(Nr. 8866.) Geſetz, betreffend die Verjährungsfriſten bei öffentlichen Abgaben in den Provinzen 
Schleswig⸗Holſtein, Hannover und Heſſen⸗Naſſau. Vom 12. April 1882. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
SE, 

Das Geſetz vom 18. Juni 1840 über die Verjährungsfriſten bei öffentlichen 
Abgaben (Gejeg-Samml. S. 140) wird hinſichtlich der im $. 14 deſſelben be⸗ 
zeichneten, nicht zu den Staatskaſſen fließenden öffentlichen Abgaben auf die Provinz 
Hannover, ſowie auf diejenigen Theile der Provinzen Schleswig-Holſtein und 
Heſſen⸗Naſſau ausgedehnt, in welchen daſſelbe für die Verjährung von Abgaben 
der gedachten Art bisher Geltung nicht gehabt hat. 


$. 2. 

Für die zur Zeit vorhandenen Abgabenrückſtände beginnt die im $. 8 des 
Geſetzes vom 18. Juni 1840 feſtgeſetzte Verjährungsfriſt von vier Jahren für 
den neuen Geltungsbereich des Geſetzes mit dem 1. Januar 1883. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 12. April 1882. 


(I. S.) Wilhelm. 


1 | Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Kameke. Maybach. Bitter. 


Lucius. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. 
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Ausgegeben zu Berlin den 27. Mai 1882, 
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Cr. 8867.) Geſetz, betreffend die unentgeltliche Uebereignung eines Abſchnittes vom großen 
Thiergarten in Berlin an das Reich. Vom 17. Mai 1882. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: g 
ER 


Derjenige Abſchnitt des großen Thiergartens in Berlin, welcher, mit einem 
Flächeninhalte von rund 36,20 Ar zwiſchen den Grundſtücken Nr. 1 bis 3 am 
Königsplatze und dem Fahrdamme der Sommerſtraße belegen, zur Gewinnung 
des Bauplatzes für das Reichstagsgebäude als Theilfläche erforderlich iſt, wird 
dem Reiche unentgeltlich übereignet. 


$. 2. 

Der durch Abſchätzung auf rund 796 000 Mark ermittelte Werth des ab⸗ 
getretenen Landes ($. 1) iſt in Beachtung der Beſtimmung unter Nr. VII der 
Verordnung wegen der künftigen Behandlung des geſammten Staatsſchulden⸗ 
weſens vom 17. Januar 1820 (Geſetz⸗Samml. S. 9) der Staatsſchuldentilgungs⸗ 
kaſſe aus allgemeinen Staatsfonds zuzuführen. l 


$. 3. 
Der Finanzminiſter ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 17. Mai 1882. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Kameke. Bitter. Lucius 
Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. | 


(Nr. 8868.) Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der unmittelbaren 
Staatsbeamten. Vom 20. Mai 1882. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 

„ mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 

olgt: i 
5 F. 1. 

Unmittelbare Staatsbeamte, welche Dienſteinkommen oder Wartegeld aus 

der Staatskaſſe beziehen und welchen beim Eintritt der Vorausſetzungen der Ver—⸗ 
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ſetung in den Ruheſtand nach Erfüllung der erforderlichen Dienſtzeit Penſion 
aus der Staatskaſſe gebühren würde „ ſowie in den Ruheſtand verſetzte unmittel⸗ 
bare Staatsbeamte, welche kraft geſetzlichen Anſpruchs oder auf Grund des $. 7 
des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 268) lebenslängliche 
Penſion aus der Staatskaſſe beziehen, ſind verpflichtet, Wittwen⸗ und Waſſengeld⸗ 
beiträge zur Staatskaſſe zu entrichten. 

Dieſe Verpflichtung erſtreckt ſich nicht auf 

1) Beamte, denen ein Penſionsanſpruch nur auf Grund der Vorſchrift 
in dem zweiten Abſatze des §. 3 der Verordnung vom 6. Mai 1867 
(Geſetz⸗Samml. S. 713) zuſteht / 

2) Beamte, welche nur nebenamtlich im Staatsdienſt angeſtellt find; 

3) diejenigen Beamten, welche nur auf Grund des $. 79 des Geſetzes, 
betreffend die Verfaſſung und Verwaltung der Städte und Flecken in 
der Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 14. April 1869 (Geſetz⸗Samml. 
S. 589) ein Einkommen aus der Staatskaſſe beziehen; 

4) die mit Bewilligung von Wartegeld oder Penſion aus einer der unter 
Ziffer 1 bis 3 bezeichneten Stellungen ausgeſchiedenen, ſowie diejenigen 
Beamten, welche nur auf Grund einer nach dem erſten Abſatz des 
K. 36 des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 in Kraft gebliebenen 
Zuſicherung eine Penſion aus der Staatskaſſe beziehen. 


. 2. 

Von dem den Hinterbliebenen eines zur Entrichtung von Wittwen⸗ und 
Waiſengeldbeiträgen verpflichteten Beamten nach der Kabinetsorder vom 27. April 
1816 (GeſetzSamml. S. 134), dem Geſetze vom 6. Februar 1881, betreffend 
ie Zahlung der Beamtengehälter und Beſtimmungen über das Gnadenquartal 
(Geſetz⸗Samml. S. 17), ſowie dem $. 31 des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 
gebührenden oder bewilligten Betrage des vierteljährlichen Gehalts oder Wartegeldes 
beziehungsweiſe der einmonatlichen Penſion des Verſtorbenen find die Wittwen⸗ 
und Waiſengeldbeiträge gleichfalls zu entrichten. 


F. 3. 
Die Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträge betragen jährlich 3 Prozent des 


benſionsfähigen Dienſteinkommens, des Wartegeldes oder der Penſion mit der 


aßgabe, daß der die Jahresſumme von 9 000 Mark des penſionsfähigen 
ienfteinfommens oder Wartegeldes und von 5 000 Mark der Penſion über⸗ 
ſteigende Betrag nicht beitragspflichtig iſt. 
$. 4. 

Die Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträge werden in denjenigen Theilbeträgen 
erhoben, in welchen das Dienſteinkommen, das Wartegeld oder die Penſion 
zahlbar iſt. Die Erhebung erfolgt durch Einbehaltung eines entſprechenden Theils 

(Nr. 8868.) 48* 
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dieſer Bezüge, wenn und inſoweit diefelben zur Deckung der Beiträge ausreichen. 4 
Andernfalls find letztere vierteljährlich im Voraus an die Staatskaſſe einzuzahlen. 


§. 5. 

Die Verpflichtung zur Entrichtung der Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträge 

erliſcht: 

1) mit dem Tode des Beamten, vorbehaltlich der im §. 2 getroffenen 
Beſtimmungen; 

2) wenn der Beamte ohne Penſion aus dem Dienſte ſcheidet oder mit Be⸗ 
laſſung eines Theiles derſelben aus dem Dienſte entlaſſen wird; 

3) wenn der Beamte in den Ruheſtand verſetzt und ihm auf Grund des 
§. 7 des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 eine Penſion auf be⸗ 
ſtimmte Zeit bewilligt ift; 

4) für den Beamten, welcher weder verheirathet iſt, noch unverheirathete 
eheliche oder durch nachgefolgte Ehe legitimirte Kinder unter 18 Jahren 
beſitzt, mit dem Zeitpunkte der Verſetzung in den Ruheſtand; 

5) für den penſionirten Beamten mit dem Ablauf desjenigen Monats, in 
welchem die unter Ziffer 4 bezeichnete Vorausſetzung zutrifft. Durch 
eine nach der Penſionirung geſchloſſene Ehe oder durch das Vorhanden⸗ 
fein von Kindern aus einer ſolchen wird das Erlöſchen der Verpflich— 
tung nicht gehindert. 


$. 6. 

Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes penſionirten Beamten, welche 

weder verheirathet ſind, noch unverheirathete eheliche oder durch nachgefolgte Ehe 

legitimirte Kinder unter 18 Jahren beſitzen, ſind von Entrichtung der Wittwen⸗ 

und Waiſengeldbeiträge befreit. Eine nach der Penſionirung geſchloſſene Ehe, 
ſowie Kinder aus einer ſolchen kommen hierbei nicht in Betracht. 


8 
Die Wittwe und die hinterbliebenen ehelichen oder durch nachgefolgte Ehe 
legitimirten Kinder eines zur Zeit ſeines Todes zur Entrichtung von Wittwen⸗ 
und Waiſengeldbeiträgen verpflichteten Beamten erhalten aus der Staatskaſſe 
Wittwen⸗ und Waiſengeld nach Maßgabe der nachfolgenden Beſtimmungen. 


SE“ 

Das Wittwengeld beſteht in dem dritten Theile derjenigen Penſion, zu 
welcher der Verſtorbene berechtigt geweſen iſt oder berechtigt geweſen ſein würde, 
wenn er am Todestage in den Ruheſtand verſetzt wäre. 

Das Wittwengeld ſoll jedoch, vorbehaltlich der im F. 10 verordneten Be⸗ 
ſchränkung, mindeſtens 160 Mark betragen und 1 600 Mark nicht überſteigen. 
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$. 9. 

Das Waiſengeld beträgt: f 

1) für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Beamten 
zum Bezuge von Wittwengeld berechtigt war, ein Fünftel des Wittwen⸗ 32_ 3204, 
geldes für jedes Kind; 

2) für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des ; 5 
Beamten zum Bezuge von Wittwengeld nicht berechtigt war, ein Drittel 34 e % 
des Wittwengeldes für jedes Kind. : 


$. 10. 

Wittwen⸗ und Waiſengeld dürfen weder einzeln noch zuſammen den Betrag 
der Penſion überſteigen, zu welcher der Verſtorbene berechtigt geweſen iſt oder 
ige geweſen fein würde, wenn er am Todestage in den Ruheſtand ver- 
etzt wäre. 

Bei Anwendung dieſer Beſchränkung werden das Witwen» und das Waiſen⸗ 
geld verhältnißmäßig gekürzt. 


§. 11. 

Bei dem Ausſcheiden eines Wittwen⸗ und Waiſengeldberechtigten erhöht 
ſich das Wittwen⸗ oder Waiſengeld der verbleibenden Berechtigten von dem 
nächſtfolgenden Monat an inſoweit, als ſie ſich noch nicht im vollen Genuß der 
ihnen nach den $$. 8 bis 10 gebührenden Beträge befinden. 


§. 12. 

War die Wittwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene, ſo wird 
das nach Maßgabe der $$. 8 und 10 berechnete Wittwengeld für jedes an⸗ 
ae Jahr des Altersunterſchiedes über 15 bis einſchließlich 25 Jahre um 
½ gekürzt. 

N Auf den nach $.9 zu berechnenden Betrag des Waiſengeldes find dieſe 
Kürzungen des Wittwengeldes ohne Einfluß. 


. 

Keinen Anſpruch auf Wittnenged hat die Wittwe, wenn die Ehe mit dem 
verſtorbenen Beamten innerhalb dreier Monate vor feinem Ableben gefchloffen 
und die Eheſchließung zu dem Zwecke erfolgt iſt, um der Wittwe den Bezug des 
Wittwengeldes zu verſchaffen. 

Keinen Anſpruch auf Wittwen⸗ und Waiſengeld haben die Wittwe und 
die hinterbliebenen Kinder eines penſionirten Beamten aus ſolcher Ehe, welche erſt 
nach der Verſetzung des Beamten in den Ruheſtand geſchloſſen iſt. 


14. 5 
Stirbt ein zur Entrichtung ui Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträgen ver- 
pflichteter Beamter, welchem, wenn er am Todestage in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzt wäre, auf Grund des $. 7 des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 eine 
Penſion hätte bewilligt werden können, ſo kann der Wittwe und den Waiſen 
(Nr. 8868.) 


m 


* 
* 
Si 
r 
7 
4 


e , , . 


deſſelben von dem Departementschef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter 
Wittwen⸗ und Waiſengeld bewilligt werden. 

Stirbt ein zur Entrichtung von Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträgen ver- 
pflichteter Beamter, welchem nach den $$. 18 und 19 des Penſionsgeſetzes vom 
27. März 1872 im Falle ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand die Anrechnung 
gewiſſer Zeiten auf die in Betracht kommende Dienſtzeit hätte bewilligt werden 
können, ſo iſt der Departementschef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter be⸗ 
fugt, eine ſolche Anrechnung auch bei Feſtſetzung des Wittwen⸗ und Waiſen⸗ 
geldes zuzulaſſen. 


$. 15. 
Die Zahlung des Wittwen- und Waiſengeldes beginnt mit dem Ablauf 
des Gnadenquartals oder des Gnadenmonats. 


$. 16. 

Das Wittwen⸗ und Waiſengeld wird monatlich im Voraus gezahlt. An 
wen die Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt der Departementschef, welcher die 
Befugniß zu ſolcher Beſtimmung auf die Provinzialbehörde übertragen kann. 

Nicht abgehobene Theilbeträge des Wittwen⸗ und Waiſengeldes verjähren 
binnen vier Jahren, vom Tage ihrer Fälligkeit an gerechnet, zum Vortheile der 
Staatskaſſe. 

§. 17. 

Das Wittwen- und Waiſengeld kann mit rechtlicher Wirkung weder ab- 

getreten noch verpfändet oder ſonſt übertragen werden. 


$. 18. 
Das Recht auf den Bezug des Wittwen⸗ und Waiſengeldes erliſcht: 
1) für jeden Berechtigten mit Ablauf des Monats, in welchem er ſich 
verheirathet oder ſtirbt; 
2) für jede Waiſe außerdem mit dem Ablauf des Monats, m welchem 
ſie das 18. Lebensjahr vollendet. 


$. 19. 

Das Recht auf den Bezug des Wittwen⸗ und Waiſengeldes ruht, wenn 
der Berechtigte das Deutſche Indigenat verliert, bis zur etwaigen Wiedererlangung 
deſſelben. 

F. 20. 

Mit den aus $. 14 ſich ergebenden Maßgaben erfolgt die Beſtimmung 
darüber, ob und welches Wittwen⸗ und Waiſengeld der Wittwe und den Waiſen 
eines Beamten zuſteht, durch den Departementschef, welcher die Befugniß zu 
ſolcher Beſtimmung auf die Provinzialbehörde übertragen kann. 

Die Beſchreitung des Rechtsweges ſteht den Betheiligten offen, doch muß 
die Entſcheidung des Departementschefs der Klage vorhergehen und letztere ſodann 
bei Verluſt des Klagerechts innerhalb ſechs Monaten, nachdem den Betheiligten 
die Entſcheidung des Departementschefs bekannt gemacht worden, erhoben werden. 
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$. 21. 2 

Die Vorſchriften 

1) der $$.10 und 12 des Däniſchen Penſionsgeſetzes vom 24. Februar 1858, 

2) des dritten Theils des Kurheſſiſchen Staatsdienſtgeſetzes vom 8. März 
1831, 

3) der $$. 28 ff. des Staatsdieneredikts für das Fürſtenthum Hohen⸗ 
zollern-Sigmaringen vom 20. Auguſt 1831 und der $$. 26 ff. der 
Dienſtpragmatik für das Fürſtenthum Hohenzollern» Hechingen vom 
11. Oktober 1843 

treten für die Hinterbliebenen derjenigen Beamten, welche auf Grund des $. 23 

Abſatz 1 dieſes Geſetzes aus der Landesanſtalt, der ſie ſeither angehörten, aus⸗ 

ſcheiden, mit der Maßgabe außer Kraft, daß das denſelben zu bewilligende 

Wittwen⸗ oder Waiſengeld nicht hinter demjenigen Betrage zurückbleiben darf, 

welcher ihnen nach den vorſtehend unter Ziffer 1 bis 3 bezeichneten Vorſchriften 

aus der Staatskaſſe hätte bewilligt werden müſſen. 


$. 22. 

Der Beitritt zu der allgemeinen Wittwenverpflegungsanſtalt iſt den nach 

$. 1 zur Entrichtung von Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträgen verpflichteten 
Beamten, ſowie den Beamten des Deutſchen Reichs nicht ferner geſtattet. 


§. 23. 

Diejenigen nach §. 1 zur Entrichtung von Wittwen⸗ und Waiſengeld⸗ 
beiträgen verpflichteten Beamten, welche Mitglieder einer Militär- oder Staats⸗ 
beamten⸗Wittwenkaſſe oder einer ſonſtigen Veranſtaltung des Staats zur Ver⸗ ; 
ſorgung der Hinterbliebenen von Beamten und derſelben nicht erſt nach der * 7 5 
Verkündigung dieſes Geſetzes beigetreten find, bleiben, wenn fie binnen drei ce „one, 
Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes durch eine ſchriftliche Erklärung „ 
für ihre etwaigen künftigen Hinterbliebenen auf das in den $$. 7 ff. beſtimmtee““ 
Wittwen⸗ und Waiſengeld verzichten, von Entrichtung der im $. 3 beſtimmten 
Wittwen⸗ und Waijengeldbeiträge befreit. Andernfalls ſind ſie berechtigt, aus 

en 


der Landesanſtalt aus 5 
ieſe Beſtimmungen finden ſinngemäße Anwendung auf die Mitglieder 


der Beamtenpenſionskaſſen bei den vom Staate erworbenen Privateiſenbahnen 
einſchließlich der Unterſtützungskaſſe der Angeſtellten der Cöln-Mindener Eiſenbahn, 
ferner der Berliner allgemeinen Wittwenpenſions⸗ und Unterſtützungskaſſe, ſowie 
auf diejenigen Beamten, welche wegen ihrer Angehörigkeit zu einer anderen 
Privatverſicherungsgeſellſchaft von der ihnen ſonſt obliegenden Verpflichtung zur 
Theilnahme an einer der im erſten Abſatz bezeichneten Anſtalten entbunden oder 
nach Anordnung ihrer vorgeſetzten Behörde zum Zwecke der Verſorgung ihrer 
Ehefrau für den Fall ihres Todes einer Privatverſicherungsgeſellſchaft beigetreten 
und noch zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes Mitglieder der Geſell— 
. ſchaft ſind. 


7 (Nr. 8868-8869.) 
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F. 24. g 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli 1882 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 20. Mai 1882. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Puttkamer. v. Kameke. Bitter. Lucius. Friedberg. | 
v. Boetticher. v. Goßler. f | 


(Nr. 8869.) Allerhöchſter Erlaß vom 21. Mai 1882, betreffend Einſetzung einer Königlichen 
Direktion für die Verwaltung des durch das Geſetz vom 13. Mai d. J. auf 
den Staat übergehenden Berlin⸗Anhaltiſchen Eiſenbahnunternehmens. 


Auf Ihren Bericht vom 20. Mai d. J. beſtimme Ich, daß in Ausführung 
des Geſetzes vom 13. Mai 1882, den Erwerb des Berlin-Anhaltiſchen Eiſenbahn⸗ 
unternehmens für den Staat betreffend, für die Verwaltung dieſes Unternehmens 
einſchließlich der zu dem Oberlauſitzer Eiſenbahnunternehmen gehörenden Strecke 
Kohlfurt⸗Falkenberg unter der Firma: „Königliche Direktion der Berlin-Anhaltiſchen 
Eiſenbahn“ zum 1. Juli d. J. eine unmittelbar von Ihnen reſſortirende Behörde 
mit dem Sitze in Berlin errichtet wird, welche in Angelegenheiten der ihr über⸗ 
tragenen Geſchäfte alle Rechte und Pflichten einer öffentlichen Behörde haben ſoll. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 21. Mai 1882. | 
Wilhelm. | 

Maybach. | 

An den Minifter der öffentlichen Arbeiten. | 
ö 

— — | 

| 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


